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Regierung von Oberbayern – Höhere Landesplanungsbehörde; Schreiben vom 
17.1.2008 
 
Es wird festgestellt, dass die Bebauungsplanung den Erfordernissen der Raumordnung 
nicht entgegensteht.  
 
 
Landratsamt Ebersberg, Stellungnahme vom 30. Januar 2008: 
 
Das Landratsamt Ebersberg schlägt zur Vereinfachung der Wandhöhenfestsetzung vor, 
in die Planzeichnung einen exakt definierten Bezugspunkt (z. B. einen Kanaldeckel auf 
der Straße) mit einer Höhenkote über NN aufzunehmen und dafür in den Festsetzungen 
unter Ziffer 5.2.1 bis 5.2.3 nur die maximalen Oberkanten der Wandhöhen als NN–Kote 
(über dem Bezugspunkt) anzugeben.  
 
Außerdem schlägt das Landratsamt vor, in den Festsetzung unter Ziffer 5.10 des 
Entwurfs auf die neue BayBO, die am 1. Januar 2008 in Kraft getreten ist, Bezug zu 
nehmen.  
 
Stellungnahme: 
 
Für die Wandhöhenfestsetzung wird ein eindeutiger Bezugspunkt über Normal Null als 
max. Höhe am Schnittpunkt der Außenkante der Wand mit der Dachhaut festgesetzt. 
Darauf werden die max. Wandhöhen bezogen. 
 
In der Festsetzung Ziffer 5.10 des Bebauungsplanentwurfs wird die seit 1. Januar 2008 
geltende Vorschrift (Art. 57 BayBO) zitiert.  
 
Beide Änderungen sind redaktioneller Natur. 
 
 
Immissionsschutzfachliche Bedenken 

 
1. Zum Gewerbelärm bestehen keine Differenzen. Der für Mischgebiete geltende 

Immissionsrichtwert nach TA Lärm wird auch nach Auffassung des Landratsamtes 
Ebersberg eingehalten. 

 
Die Untere Immissionsschutzbehörde äußert allerdings Bedenken für den 
Nachtzeitraum. In den Immissionsschutzgutachten seinen die nächtlichen 
Bewegungen von Kraftfahrzeugen auf dem benachbarten Parkplatz (Lidl, FlNr. 85) 
nicht berücksichtigt worden. 

 
 Das Immissionsschutzgutachten ist zwischenzeitlich entsprechend ergänzt. Die 

ergänzte Fassung liegt dem Landratsamt vor. 
 
 Das LRA Ebersberg schlägt deswegen folgende Festsetzungen zum Gewerbelärm 

vor: 
 

„Es ist eine Kennzeichnung der  Bereiche mit 
Immissionsrichtwert-Überschreitungen im 
Bebauungsplan mit einem Planzeichen (z. B. xxx) 
vorzunehmen mit folgendem zugehörigen Textteil: 
 
xxx: Lüftungstechnisch notwendige Fenster 
schutzbedürftiger Räume nach DIN 4109 (Wohn-, 
Schlaf- und Kinderzimmer) dürfen in den 
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gekennzeichneten Bereichen nicht errichtet werden, es 
sei denn, die betreffenden Fenster werden durch 
bauliche Maßnahmen (Wintergartenkonstruktion) vor 
den Anlagenlärmeinwirkungen geschützt.  
Die bauliche Maßnahme (Wintergartenkonstruktion) ist 
mit einer Mindesttiefe von 1 m auszuführen, außen- 
und innen liegende Fenster sind versetzt anzuordnen.“ 
 

Stellungnahme: 
 
Der Festsetzungsvorschlag der Unteren Immissionsschutzbehörde zum Schutz der 
Wohnungen vor Gewerbelärm wird eingearbeitet. Die Begründung ist entsprechend 
anzupassen.  

 
 

2. Darüber hinaus war der Verkehrslärm zu betrachten. Die durchgeführten 
Berechnungen brachten als Ergebnis, dass der Orientierungswert für Mischgebiete 
nach der DIN 18005 an der Nordfassade des Gebäudes parallel zur Ulrichstraße 
tagsüber um bis zu 4 dB(A) und nachts um bis zu 6 dB(A) überschritten wird. Die 
Überschreitung ergibt sich aus dem Verkehr auf der Ulrichstraße. Die dieser 
Lärmbetrachtung zu Grunde liegenden Prognosezahlen sollen auf Plausibilität geprüft 
werden 

 
 Das LRA schlägt vor, mit Schallschutzfenstern in den Büros und Praxen, außerdem 

mit einer entsprechenden Grundrissorientierung in den geplanten Wohnungen zu 
reagieren. 

 Im Übrigen weist die Untere Immissionsschutzbehörde auf die Maßgeblichkeit der 
DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau) hin. Es gäbe einen Abwägungsspielraum im 
Rahmen des § 1 Abs. 7 BauGB von 1 bis 3 d(B)A.  
 
Zum Verkehrslärm wird seitens des Landratsamtes Ebersberg folgende Festsetzung 
vorgeschlagen: 

 
„Kennzeichnung der Bereiche mit einer ORW-
Überschreitung größer als 3 dB(A) im B-Plan mit einem 
Planzeichen (z.B. zzz) mit folgendem zugehörigen 
Textteil: 
zzz    Schutzbedürftige Räumlichkeiten (wie z. B. 
Wohn-, Schlaf- und Kinderzimmer) dürfen bei 
Neuerrichtung von Wohnungen in den 
gekennzeichneten Bereichen nicht angesiedelt 
werden, es sei denn, die genannten Räumlichkeiten 
können über eine nicht gekennzeichnete Gebäudeseite 
belüftet werden oder sie werden mittels (einer 
Belüftungsmöglichkeit über) Wintergartenkonstruktion 
vor den Verkehrslärmeinwirkungen der Ulrichstraße 
geschützt. 
 
Die Wintergartenkonstruktion ist mit einer Mindesttiefe 
von 1,0 m auszuführen, außen- und innen liegende 
Fenster sind versetzt anzuordnen. 
 
Im Fall von Dachgeschossausbauten wird folgendes 
festgesetzt: 

Schlaf- und Kinderzimmer, die nicht über eine nicht 
gekennzeichnete Gebäudeseite belüftet bzw. über 
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eine Wintergartenkonstruktion vor den 
Lärmeinwirkungen der Ulrichstraße geschützt 
werden können (i. d. R. im DG giebelseitig möglich) 
sind mit einem Schallschutzfenster (ausreichender 
Schallschutzklasse) und Schalldämmlüfter 
auszustatten. 

 
Bei Errichtung von Gebäuden mit schutzbedürftigen 
Aufenthaltsräumen sind technische Vorkehrungen 
nach Tabelle 8 der DIN 4109, Nov. 1989, Schallschutz 
im Hochbau (gem. Bekanntmachung des Bayer. 
Staatsministeriums des Inneren vom 23.04.1991, 
AllMBl Nr. 10/91) vorzusehen. 
 
Lr,tag = 58 bis 62 dB(A); R’w,res = 30 dB/35 dB 
Lr,tag = 63 bis 67 dB(A); R’w,res = 35 dB/40 dB 
Lr,tag = 68 bis 72 dB(A); R’w,res = 40 dB/45 dB 
 
Der erste Wert gilt für Büroräume, der zweite für 
Aufenthaltsräume in Wohnungen. Das resultierende 
Schalldämm-Maß R’w,res setzt sich zusammen aus dem 
Schalldämm-Maß der Massivwand, der Fenster, 
Rollokästen, Dachflächen etc. Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass das Schalldämm-Maß um 3 
dB(A) zu erhöhen ist, wenn der Raum von zwei Seiten, 
bzw. um 5 dB(A) zu erhöhen ist, wenn der Raum von 
drei Seiten (z.B. unter dem Dach) beschallt wird. 
 
Das schalltechnische Gutachten des Beratungsbüros 
C. Hentschel Consult Ing.-GmbH (Projekt Nr. 
035_1_2007 ) vom 27. Dezember 2007 und das 
Ergänzungsgutachten vom 30. Januar 2008 sind 
Bestandteile des Bebauungsplanes.“ 
 

Stellungnahme: 
 

Die vom Landratsamt Ebersberg vorgeschlagenen Festsetzungen werden 
übernommen. Sie sind wirtschaftlich zumutbar. Es handelt sich um wenige 
Gebäudefassaden. Die vorgeschlagenen Schallschutzmaßnahmen lassen sich auf 
wirtschaftlich vertretbare Weise ohne weiteres ausführen. Sie sind deswegen 
verhältnismäßig, aber auch erforderlich. 
Die Plausibilität der dem schalltechnischen Gutachten vom 27. Dez. 2007 zugrunde 
gelegten Verkehrszahlen wurde geprüft. Danach erfolgte am 13. April 1999 die 
Umstellung der Verkehrsführung auf den Einbahnstraßenring. Die der Berechnung 
zugrunde liegende Zählung fand am 24.6.1999 statt. Seit dieser Zeit wurde keine 
Änderung der Verkehrsführung vorgenommen. Zudem hat der Gutachter eine 
Steigerung von 1% pro Jahr bis zum Jahre 2020 eingerechnet, so dass die 
angenommenen Verkehrszahlen von 5200 Kfz in 24 Std. plausibel sind. 
Ungeachtet dessen würde sich nach Auskunft des Gutachters auch eine 
Verdoppelung der zugrunde gelegten Zahlen nicht erhöhend auf die 
vorgeschlagenen Bauschalldämmmaße auswirken. 
 
Durch die Annahme der vorgeschlagenen Änderungen zum Immissionsschutz 
werden die Grundzüge der Planung nicht geändert. Es wurde deshalb hierfür 
zwischenzeitlich das vereinfachte Änderungsverfahren nach § 13 Abs. 2 Nr. 2 
BauGB durchgeführt und dabei der betroffenen Öffentlichkeit Gelegenheit zur 
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Stellungnahme innerhalb einer angemessenen Frist gegeben und gem. § 13 Abs. 2 
Satz 2 BauGB auf § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 BauGB hingewiesen. Alle 
Betroffenen haben noch vor Ablauf der gesetzten Frist schriftlich erklärt, dass sie 
den Änderungen zustimmen.  

 
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange werden von der 
vorgeschlagenen Änderung nicht berührt. Das Landratsamt Ebersberg als Untere 
Immissionsschutzbehörde war nicht zu beteiligen, nach dem die von ihr 
vorgeschlagenen Änderungen in vollem Umfange ohne Abänderung oder Ergänzung 
übernommen werden sollen. 

 
 

Landratsamt Ebersberg – Gesundheitsamt, Schreib. V. 11.1.2008 
 

Das Gesundheitsamt fordert den Anschluss an die zentrale Wasserversorgung, die 
zentrale Kanalisation und die vollbiologische Kläranlage der Stadt. 
Die festen Abfallstoffe sind auf hygienisch und wasserrechtlich unbedenkliche Art und 
Weise zu entsorgen. 
Im übrigen wird auf Vorschriften und die allgemeinen Regeln zur Herstellung von 
Hausinstallationen und den Einbau von Regenwassernutzungsanlagen verwiesen. 
 
Außerdem wird mitgeteilt, dass keine Altlasten bekannt sind. 
 
Stellungnahme: 
Der geforderte Anschluss an die zentrale Wasserversorgung, die zentrale Kanalisation 
und die Kläranlage der Stadt ist möglich und durch die entsprechenden Satzungen der 
Stadt gewährleistet. 
Die geordnete Abfallbeseitigung ist durch die Abfallwirtschaftssatzung der Stadt 
gesichert.  
Die übrigen Hinweise zur Herstellung von Hausinstallationen und Regenwasser-
nutzungsanlagen berühren die Belange der Bauleitplanung nicht. 

 
 

Kreisbrandinspektion Ebersberg, Stellungnahme vom 3. Februar 2008 
 
Zu II.1 Flächen für die Feuerwehr 
Die in der Stellungnahme angeführten Richtlinien sind eingehalten.  
Versehentlich wurde von einem 3. Obergeschoss ausgegangen, weshalb die 
Anleiterung von Nutzungseinheiten von der Ulrichstraße aus vorgeschrieben und die 
entsprechenden Aufstellflächen für die Feuerwehr gefordert wurden. Da es sich jedoch 
nur um maximal dreigeschossige Bebauung handelt (EG, 1. und 2. OG), sind nur 
Gebäude geringer Höhe zulässig (Brüstungshöhe nicht höher als 8,0 m). Damit sind 
diese Forderungen hinfällig, gleichwohl sie nach Bebauungsplan eingehalten sind. 
Insoweit wurde Einvernehmen mit der Kreisbrandinspektion hergestellt. (Telefonat mit 
Herrn Twietmeyer vom 6.02.2008).  

 
Hinsichtlich der bestehenden Bebauung auf dem südlichen Teil der Flurnummer 87 wird 
bestätigt, dass dessen Erschließung über den Umgriff des Bebauungsplanes 
sichergestellt wird. Eine Feuerwehrzufahrt ist jedoch nicht erforderlich, da der Abstand 
des Gebäudes von der öffentlich gewidmeten Zufahrt ca. 53 m beträgt und diese 
Entfernung als Feuerwehrzugang noch zumutbar ist. Eine Beschilderung ist nur für 
Feuerwehrzufahrten, nicht für -zugänge erforderlich. Das gleiche gilt für den 
Wendehammer Typ 2. Insoweit wurde Einvernehmen mit der Kreisbrandinspektion 
hergestellt (Telefonat mit Herrn Twietmeyer vom 6.02.2008). 
 
Die Erschließung ist durch Grunddienstbarkeiten gesichert. 
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Die Anforderungen nach Art. 31 BayBO sind anhand der Eingabeplanung durch 
entsprechende Brandschutzkonzepte nachzuweisen. 

 
Zu II.2 Löschwasserbedarf 
Der Löschwasserbedarf wurde von der Stadt Ebersberg geprüft und für ausreichend 
erachtet.  
Ein Unterflurhydrant ist im Bebauungsplanumgriff vorhanden und wurde nachrichtlich 
eingezeichnet. Der Abstand zum geplanten südlichsten Gebäude auf dem Grundstück 
FlNr. 87 beträgt ca. 60 m. Der geforderte Mindestabstand von 80 m wird daher deutlich 
unterschritten.  
 
Zu II.3 Starkstromfreileitungen 
Entsprechende Leitungen sind nicht vorhanden und nicht geplant. Dieser Sachverhalt 
wird bestätigt. Es ergeben sich daraus keine Änderungen oder Ergänzungen des 
Bebauungsplanes. 
 
Stellungnahme: 

 
Die Situation des Feuerwehrzuganges zum südlichen Gebäude auf Flurnummer 87 und 
der Hydrantenplan werden unter Hinweise bzw. in der Begründung aufgeführt bzw. 
erläutert. Innerhalb des Planumgriffes vorhandene Hydranten werden dargestellt. 
Ansonsten ergeben sich für die Planung keine Änderungen oder Ergänzungen. 
 
 
Erdgas Südbayern; Schreib. vom 16.1.2008 
Die ESB weist darauf hin, dass im Bereich der geplanten Bebauung eine Erdgasleitung 
für das Anwesen Ulrichstraße 3a auf dem Grundstück FlNr. 87 Gmkg. Ebersberg verläuft. 
Es wird um die Zuweisung einer geeigneten Trasse für die Umlegung der vorhandenen 
Erdgasleitung gebeten. 

 
Stellungnahme: 
Die Gasleitung liegt auf den privaten Grundstücken FlNr. 86 und 87. Im Zuge der 
Bauarbeiten wird eine Verlegung erforderlich werden. Der planende Architekt wurde 
hiervon unterrichtet. Auswirkungen auf die Bauleitplanung sind nicht gegeben. 
 
 
E.on Bayern, Schreib.v. V. 21.1.2008 
Deutsche Telekom; Schreiben vom 28.1.2008 
 
Seitens der E.on und der Telekom wird auf bestehende Anlagenteile im überplanten 
Bereich aufmerksam gemacht. Um eine rechtzeitige Information über eine notwendige 
Verlegung wird gebeten. 
 
Stellungnahme: 
Die Leitungen liegend überwiegend in den künftigen öffentlichen Verkehrsflächen, die 
entsprechend der Vereinbarung vom Januar 2008 vom Bauwerber herzustellen sind. Die 
betroffenen Grundeigentümer wurden hiervon durch Kopie unterrichtet. 
Auswirkungen auf die Bauleitplanung sind nicht gegeben. 
 
 
Keine Anregungen wurden von nachstehenden Trägern öffentlicher Belange vorgebracht: 
Krammer Markus, Kreisheimatpfleger, Schrb. v. 31.12.2007 
Straßenbauamt Rosenheim; Schrb. v. 8.1.2008 
 
Das Wasserwirtschaftsamt Rosenheim hat keine Stellungnahme abgegeben 
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Feststellungen zur Abstandsflächenregelung: 
 
Der Stadt ist bekannt, dass die bauplanungsrechtlichen Vorschriften die Abstandflächen-
regelungen nach der BayBO 2008 verdrängen. Das bedeutet, dass die bauordnungs-
rechtlichen Abstandsflächenregelungen immer dann nicht gelten, wenn durch Baulinien 
und/oder Baugrenzen andere Abstände vorgeschrieben oder zugelassen werden. 

 
Nach Auffassung der Stadt genügen die durch Baulinien und/oder Baugrenzen 
festgesetzten Abstände zwischen den Gebäuden in der Zusammenschau mit den 
ebenfalls festgesetzten maximalen Wand- und Firsthöhen den gesetzlichen 
Anforderungen. Die ausreichende Belichtung und Belüftung ist nämlich durch die 
festgesetzten Abstände sichergestellt. Die Grenzbebauung mit einer Brandwand führt 
weder hinsichtlich der Belüftung noch mit Blick auf die Belichtung zu Problemen. Sowohl 
die Reduzierung der Abstandsflächen wie auch die festgesetzte Grenzbebauung 
entsprechen dem Rahmenplan. 

 
 
Feststellungen zum Stellplatznachweis: 
 
Die für die im Bebauungsplangebiet vorgesehenen Nutzungen notwendigen Stellplätze 
sind auf den Baugrundstücken (oberirdisch) nachgewiesen.  
Ob und ggf. wann eine Tiefgarage verwirklicht werden kann ist offen. 
 
 

 Schrb. vom 1.2.2008 und 4.2 2008: 
 
Die Vorstellungen von  sind vereinbar mit den Grundzügen des 
Rahmenplanes, der nur eine mögliche Nutzungsvariante darstellen kann. Im 
vorliegenden Fall wurde von einem – von den Eigentümern gewünschten – Fortbestand 
des vorhandenen Gebäudes ausgegangen, was jedoch nicht zwingend ist. Die 
Verlegung der angedachten TG-Zufahrt oder deren Einbindung in das Erdgeschoss 
einer durchgehenden neuen Bebauung ist mit dem Rahmenplan zu vereinbaren. Die 
bauliche Gesamtnutzung des Grundstückes sollte nicht geringer ausfallen, als dies im 
angesprochenen genehmigten Vorbescheid enthalten war. Bei einer durchgehenden 
dreigeschossigen Bebauung müsste jedoch über den Abstand zur Ulrichstraße 
entsprechend der Abstandsflächenregelung der BayBO nachgedacht werden.  
 
 
Stellungnahme der Rechtsanwälte Labbé & Partner vom 29. Januar 2008 für 

  
 

Die Kanzlei Labbé & Partner, welche auch  vertritt, wendet sich nunmehr 
ausdrücklich gegen diesen Bebauungsplan. Das ist insofern beachtlich, als Herrn 

 an der Verwirklichung seines Baugesuches liegt. Herr r wird ebenfalls 
von der Kanzlei Labbé & Partner, dort von Herrn RA Mohr, vertreten. Dieselbe Kanzlei 
wendet sich nunmehr gegen die mit Herrn RA Mohr vereinbarte Lösung für den 
Mandanten  
 
Die für die Ehegatten  vorgetragenen Bedenken sind 
folgende: 
 
1. Das Geh- und Radwegekonzept der Stadt, das vom Grundstück Zwingler aus 

konzipiert sei, führe zu einem „Ebersberg-City-Park-Way“. Es würden gepflegte 
Privatgärten und Parks durchquert. Der Bebauungsplanentwurf setze Zwangspunkte. 
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 Dagegen wenden sich die Ehegatten  Mit dem 
Geh- und Radweg, so wie er vorgesehen sei, bestünde kein Einverständnis. Es 
würden Zwangspunkte gesetzt. 

 
 Die Ehegatten  als auch Herr  wenden sich gegen eine 

weitere Verdichtung der Baukörper an der Ulrichstraße. Sie erkennen allerdings an, 
dass dies gar nicht Gegenstand des Bebauungsplanentwurfs sei. 

 
 Die Rechtsanwälte Labbé & Partner beantragen, das Bebauungsplanverfahren 

fortzuführen und die Rahmenplanung aus dem Verfahren gemäß § 3 Abs. 2 und 4 
BauGB herauszunehmen. 

 Hilfsweise sollen die beiden südlichen Baukörper in Fl.Nr. 90 gestrichen werden und 
generell an der Südseite der Ulrichstraße zwei Vollgeschosse festgesetzt werden. 

 
 Die Kanzlei Labbé & Partner weist darauf hin, dass ein Bebauungsplan nur dann 

aufgestellt werden dürfe, sobald und soweit dies für die städtebauliche Entwicklung 
und Ordnung erforderlich ist (§ 1 Abs. 3 BauGB). Deswegen hätte die Stadt den 
Rahmenplan nicht aufstellen dürfen. Es sei daher aus dem weiteren Verfahren zu 
streichen. 

 
 Der Planung der Stadt stünden im Übrigen bodenschutzrechtliche Belange 

entgegen. Die Bodenschutzklausel verbiete es „mit ziemlich einfallslosen Baukörpern 
die hochgradig schützenswerte Garten- und Parklandschaft in Fl.Nr. 90, Gemarkung 
Ebersberg, zu zerstören“. 

 
 Der Planung der Stadt stünde im Übrigen das Rücksichtnahmegebot entgegen. Der 

Park von Herrn Pöllinger gehöre zu den schönsten und ästhetisch gepflegtesten 
Anwesen der Stadt. Sofern der Rahmenplan der Stadt nicht aufgegeben würde, 
müssten die Probleme diskutiert werden. Es fehle jedenfalls an der Erforderlichkeit 
für den Bebauungsplan und es gäbe auch kein aktuelles Planungsbedürfnis. 

 
 Die Kanzlei Labbé & Partner weist auf das Abwägungsgebot hin. Die öffentlichen 

und privaten Belange seien gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen (§ 
1 Abs. 7 BauGB). Die Kanzlei Labbé & Partner ist der Auffassung, dass die privaten 
Belange im ausgelegten Planentwurf nicht berücksichtigt seien. Sie seien nicht 
Gegenstand einer Abwägung. Deswegen verstoße die Planung gegen § 1 Abs. 7 
BauGB. 

 
Stellungnahme: 

 
1. Die Stadt ist erstaunt darüber, dass die Kanzlei Labbé & Partner nunmehr als 

Vertreter der – gegenläufigen – Interessen der Nachbarn auftritt, nachdem die selbe 
Kanzlei zuvor  vertreten und für diesen verbindliche Vereinbarungen 
getroffen hat. Für die Stadt ist deswegen völlig unklar, mit wem man zu welcher Zeit 
welche Abreden treffen kann. 

 
2. In der Sache sind die Bedenken des Herrn RA März schon deswegen unbegründet, 

weil die Grundstücke der von der Kanzlei Labbé & Partner vertretenen (weiteren) 
Grundstückseigentümer von der jetzigen Bebauungsplanung gar nicht betroffen sind. 

 
 Freilich ist es richtig, dass der Bebauungsplan „Zwangspunkte“ setzt. Sie 

entsprechen einem durchgehenden Konzept. Jenes ist stimmig und deswegen 
rechtlich auch nicht zu beanstanden. Es mag sein, dass davon Privatgrundstücke – 
im weiteren Verlauf – betroffen sind. Darüber wird die Stadt zu gegebener Zeit 
entscheiden. 
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I.  Behördenbeteiligung 
 
Landratsamt Ebersberg – Schreib. vom 28.02.2008 
 
Bauverwaltung 
 
Aus baufachlicher und aus naturschutzfachlicher Sicht werden keine Anregungen oder 
Einwände geäußert. 
 
Untere Immissionsschutzbehörde 
 
Die Untere Immissionsschutzbehörde (UIB) verweist auf ihre letzte Stellungnahme vom 
14.12.07 und nimmt zu den vorgenommenen Änderungen, bzw. Ergänzungen wie folgt 
Stellung: 
 
Zu den Festsetzungen unter  5. Schallschutzmaßnahmen: 
 
5.1 Es wird empfohlen lediglich das für die Bebauungsplan-Änderung relevante                     

schalltechnische Gutachten Bericht Nr. M 47371/9 vom 24.01.08 des Büros Müller 
BBM zu zitieren. 

 
Anmerkung der Verwaltung: 
Es wird empfohlen dieser Anregung nachzukommen und redaktionell zu ändern. 
 
5.2 Es wird gebeten, den letzten Satz (in Klammer) „Hinweis…….“ zu streichen, da der          

ermittelte Beurteilungspegel nicht dem maßgeblichen Außenlärmpegel entspricht. 
 

Anmerkung der Verwaltung: 
Es wird empfohlen dieser Anregung nachzukommen und redaktionell zu ändern. 

 
5.3   Es wird gebeten, die in der 1. Zeile  weggelassenen „Wohnräume“ wieder in die           
Festsetzung aufzunehmen, da auch diese zu den schutzbedürftigen Räumlichkeiten 
zählen. 
 
Anmerkung der Verwaltung: 
Es wird empfohlen dieser Anregung nachzukommen und redaktionell zu ändern, da dies 
offensichtlich vergessen wurde. 

 
Des Weiteren  ist die UIB der Meinung, dass in der letzten Zeile der Satz „Anstelle der 
festgesetzten Wintergartenkonstruktion sind auch „gleichwertige Lösungen zulässig“ 
zu streichen sei, mit Verweis auf die DIN 18005 – Schallschutz im Städtebau mit ihren 
Orientierungswerten  

 
Anmerkung der Verwaltung: 
Hier ist anzumerken, dass „gleichwertige Lösungen“ immer zulässig sind, zudem muss 
der Nachweis darüber vom Bauherrn und Planer geführt werden. Außerdem handelt es 
sich in der DIN 18005 per se um Orientierungswerte, wie der Name schon sagt.  
Es wird empfohlen diese Anregung zurückzuweisen. 

 
Ergänzend sollte noch, wie in der letzten Stellungnahme bereits vorgeschlagen, die 
Tiefe der Wintergartenkonstruktionen in der Festsetzung geregelt werden, und zwar 
wie folgt: 
„Die Wintergartenkonstruktion ist mit einer Mindesttiefe von 1 m auszuführen, außen- 
und innen liegende Fenster sind versetzt anzuordnen. 
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Anmerkung der Verwaltung: 
Es wird empfohlen dieser Anregung nachzukommen. Diese Änderung, bzw. Ergänzung 
ist wesentlich, somit materieller Art und bedarf einer erneuten Auslegung nach § 13 
BauGB. Da diese Änderung keine Wirkung nach außen zur Folge hat und lediglich die 
Stadt Ebersberg als Grundstücksbesitzer berührt, kann von einer erneuten Auslegung 
abgesehen werden, da die Zustimmung vorausgesetzt wird. 
 

Abschließend wird noch angemerkt, dass nach den neuesten schalltechnischen 
Berechnungen (Bericht vom 24.01.08) die Kennzeichnung der Gebäudesüdseite von 
Haus III nicht mehr erforderlich ist und somit entfällt.  Die Planunterlagen sollen 
dementsprechend geändert werden 

 
Anmerkung der Verwaltung: 
Es wird empfohlen dieser Anregung nachzukommen. Diese Änderung, bzw. Ergänzung 
ist wesentlich, somit materieller Art und bedarf einer erneuten Auslegung nach § 13 
BauGB. Da diese Änderung keine Wirkung nach außen zur Folge hat und lediglich die 
Stadt Ebersberg als Grundstücksbesitzer berührt, kann von einer erneuten Auslegung 
abgesehen werden, da die Zustimmung vorausgesetzt wird. 
 
Kreisbrandinspektion – Schreiben vom 04.03.08 
 
Die Anregungen des Kreisbrandmeisters betreffen die Feuerwehrzufahrt mit Aufstell-
fläche A.1 im Norden von Haus I. Diese ist aus seiner Sicht nicht erforderlich, wenn die 
nach Art. 31 Abs. 3 Satz 1 BayBO  (auf Art. 5 BayBO i. d. F. vom 14.08.07 wird 
hingewiesen)  betroffene(n) Nutzungseinheit(en) über entsprechend zum Anleitern 
bestimmte Fenster oder Stellen verfügen, die unter Einhaltung der Richtlinie über 
Flächen für die Feuerwehr i. d. F. vom Juli 1998  (lfd. Nr. 7.4  der Liste der als 
Technische Baubestimmung eingeführten Technischen Regeln i. d. F. Januar 2007) von 
der südlichen Feuerwehrzufahrt mit einer Aufstellfläche A.2 erreichbar sind. 
 
Anmerkung der Verwaltung: 
Es wird empfohlen den Anregungen des Kreisbrandmeisters nachzukommen. Die 
Feuerwehrzufahrt von Süden (von der Josef-Brendle-Straße) mit Aufstellfläche A.2 vor 
Haus I kommt außerdem der Planung entgegen und stellt eine bessere Lösung dar 
(Anmerkung: Sie war bereits im ursprünglichen Bebauungsplan Nr. 156 dort festgesetzt). 
Nach Aussage der Planer kann an der Ostfassade von Haus I angeleitert werden, die 
Forderungen des Kreisbrandmeisters werden eingehalten. 
Diese Änderung bzw. Ergänzung ist wesentlich, somit materieller Art und bedarf einer 
erneuten Auslegung nach § 13 BauGB. Da diese Änderung keine Wirkung nach außen 
zur Folge hat und lediglich die Stadt Ebersberg als Grundstücksbesitzer berührt, kann 
von einer erneuten Auslegung abgesehen werden, da die Zustimmung vorausgesetzt 
wird. 
 
 
II. Private Anregungen 
 

– Schreiben vom 08.02.08  
(Reiheneckhaus 4-Spänner gegenüber Haus III) 
 
Die Eheleute formulieren in ihrem Schreiben vom 08.02.08, dass sie sich trotz der 
Reduzierung der Fußbodenhöhe von Haus I (Anmerkung: Alle weiteren Anregungen 
wurden in der TA-Sitzung vom 15.01.08 abgewogen) nach wie vor durch die Planung 
benachteiligt fühlen.  
 








